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Norm

B-VG Art.133 Abs4

MOG 2007 86

MOG 2007 88i

VWGVG §24 Abs4

VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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VWGVG § 24 heute

VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

VwWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
VWGVG § 24 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

E o

VwWGVG § 28 heute
VwGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

N =

1. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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W180 2114177-1/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Georg PECH als Einzelrichter Uber die Beschwerde von
XXXX, Betriebsnummer XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 30.10.2013, Zahl I1I/7-EBP/08-
120008904, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2008, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch
den Richter Mag. Georg PECH als Einzelrichter Uber die Beschwerde von rémisch 40 , Betriebsnummer rémisch 40 ,
gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 30.10.2013, Zahl 11/7-EBP/08-120008904, betreffend Einheitliche
Betriebspramie 2008, zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemal3 § 28 Abs. 2 VwWGVG als unbegrindet abgewiesen.Die Beschwerde wird gemald Paragraph
28, Absatz 2, VWGVG als unbegrindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Der Beschwerdefihrer stellte am 23.04.2008 einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2008 und
beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fur das Jahr 2008 fir in den Beilagen Flachenbogen
und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefihrer war im gegenstandlichen Antragsjahr unter
anderem Auftreiber auf die Gemeinschaftsweide mit der Betriebsnummer XXXX ("XXXX"; im Folgenden: erstgenannte
Alm) und auf die AIm mit der Betriebsnummer XXXX ("XXXX"; im Folgenden:1. Der Beschwerdeflihrer stellte am
23.04.2008 einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2008 und beantragte u.a. die Gewahrung der
Einheitlichen Betriebspramie fir das Jahr 2008 fir in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher
konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefihrer war im gegenstandlichen Antragsjahr unter anderem Auftreiber auf die
Gemeinschaftsweide mit der Betriebsnummer rémisch 40 ("XXXX"; im Folgenden: erstgenannte Alm) und auf die Alm

mit der Betriebsnummer rémisch 40 ("XXXX"; im Folgenden:
zweitgenannte Alm), fir die durch deren Bewirtschafter ebenfalls Mehrfachantrage-Flachen gestellt wurden.

2. Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 30.12.2008, Zahl 11/7-EBP/08-102255654, wurde dem
Beschwerdefihrer fiir das Antragsjahr 2008 eine Betriebspramie in der Hohe von EUR 855,10 gewahrt. Dabei wurde
von 23,16 zugewiesenen flachenbezogenen Zahlungsansprichen, einer beantragten Flache von 22,72 ha, davon 16,22

ha Almflache, sowie einer ermittelten Fldche von 22,72 ha ausgegangen. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.

3. Am 15.09.2009 fand auf der erstgenannten Alm eine Vor-Ort-Kontrolle statt. Dabei wurde bei einer beantragten
Flache von 50,45 ha eine Flache von 46,46 ha festgestellt, die Differenz betrug somit 3,99 ha. Daraus ergab sich fur den

Beschwerdefihrer hinsichtlich seiner anteiligen Almfutterflache auf der erstgenannten Alm eine Differenz von 0,05 ha.

4. Am 19.09.2012 erfolgte auf der zweitgenannten Alm eine Vor-Ort-Kontrolle. Dabei wurde bei einer beantragten
Flache von 1.062,87 ha eine Flache von 590,75 ha festgestellt, die Differenz betrug somit 472,12 ha. Daraus ergab sich
far den Beschwerdefihrer hinsichtlich seiner anteiligen Almfutterflache auf der zweitgenannten Alm eine Differenz
von 2,97 ha.

5. Mit erstem Abanderungsbescheid der AMA vom 28.05.2013, Zahl 11/7-EBP/08-119540361, wurde dem
Beschwerdefihrer eine Betriebspramie in unveranderter Héhe von EUR 855,10 gewahrt. In diesem Bescheid fand die
Vor-Ort-Kontrolle auf der erstgenannten Alm Berucksichtigung. In der Begrindung fuhrte die AMA dazu aus, dass die
anlasslich der Vor-Ort-Kontrolle festgestellte Differenzflache des Beschwerdefuhrers (0,05 ha) jedoch keine Auswirkung
habe, da sie innerhalb der gesamtbetrieblichen Toleranz liege. Mit dem Bescheid wurden die Zahlungsanspruche des
Beschwerdefiihrers geringflgig abgeandert, deren Anzahl und Werte blieben insgesamt jedoch gleich. Folglich ergab
sich eine Betriebspramie in gleicher Hoéhe wie im Vorbescheid. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.
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6. Mit angefochtenem Abadnderungsbescheid der AMA vom 30.10.2013 wurde dem Beschwerdefihrer fur das
Antragsjahr 2008 eine Betriebspramie in der Hohe von nur mehr EUR 741,44 gewahrt und eine Ruckforderung in der
Hohe von EUR 113,66 ausgesprochen. Dabei wurden der Auszahlung 23,16 zugewiesene flachenbezogene
Zahlungsansprtiche, eine beantragte Flache von 22,72 ha, davon 16,22 ha Almflache, und eine ermittelte Flache im
Ausmal’ von 19,70 ha, davon 13,20 ha an Almflache, zu Grunde gelegt. Die Differenzflache betragt laut bekdmpftem
Bescheid 3,02 ha und stellt eine Abweichung von Uber 3% und bis héchstens 20% dar. Es ware daher eine Sanktion
(Kdrzung) zu verhangen und der Beihilfebetrag um das Doppelte der Differenzflache zu kirzen gewesen. Auf Grund

der von der Behorde festgestellten Verjahrung wurde jedoch keine Sanktion verhangt.

6. Mittels am 07.11.2013 bei der AMA eingelangtem Schreiben erhob der Beschwerdeflihrer rechtzeitig Berufung gegen
den angefuhrten Bescheid und brachte vor, dass die Behdrde keine Sanktionierung und Ruckforderung vornehmen
durfe. Weiters seien die Angaben vom Almverantwortlichen nach bestem Wissen und Gewissen erledigt worden. Es
habe keinen Anhaltspunkt gegeben, dass frihere amtliche Erhebungen fehlerhaft gewesen seien. Zudem habe die
zustandige Behdrde durch Nichtbertcksichtigung friherer Vor-Ort-Kontrollen geirrt. Auch habe ein Irrtum der
zustandigen Behorde durch Anderung von Messsystem bzw. Messgenauigkeit stattgefunden. Es liege weiters ein
offensichtlicher Irrtum vor, auch sei Verjdhrung eingetreten. Es wird der Beweisantrag gestellt, die Behdrde moge die
entsprechenden Schlage samtlicher Almen in aufbereiteter Form im Rahmen des Parteiengehérs zur Stellungnahme
Ubermitteln. Der Berufung beigelegt wurde ein Schreiben des Obmanns der die zweitgenannte Alm bewirtschaftenden
Agrargemeinschaft zur Vorgangsweise der Almfutterflachenfeststellung auf dieser Alm seit dem Jahr 2000.

7. Am 13.06.2014 uUbermittelte der Beschwerdefihrer Erkldrungen gemdaR8§ 8i MOG betreffend die erst- und
zweitgenannte Alm.7. Am 13.06.2014 Ubermittelte der Beschwerdefuhrer Erkldrungen gemaR Paragraph 8 i, MOG
betreffend die erst- und zweitgenannte Alm.

8. Die AMA legte am 11.09.2015 die Akten des Verwaltungsverfahrens vor.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Der Beschwerdefiihrer beantragte fir das Antragsjahr 2008 die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fur in den
Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdeflhrer war im Antragsjahr
unter anderem Auftreiber auf die Almen mit den Betriebsnummern XXXX (erstgenannte Alm) und XXXX (zweitgenannte
Alm).Der Beschwerdeflihrer beantragte fur das Antragsjahr 2008 die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fur
in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefihrer war im
Antragsjahr unter anderem Auftreiber auf die Aimen mit den Betriebsnummern rémisch 40 (erstgenannte Alm) und
rémisch 40 (zweitgenannte Alm).

Tatsachlich wich die beantragte von der ermittelten landwirtschaftlichen Nutzflaiche des Beschwerdefiihrers im Jahr
2008 bei 23,16 an Zahlungsansprichen, 22,72 ha an beantragter Flache und 19,70 ha an ermittelter Flache um
insgesamt 3,02 ha ab, woraus sich eine Flachenabweichung von mehr als 3% und bis 20 % errechnete. Die belangte
Behorde verhangte auf Grund von Verjahrung keine Sanktion.

Die Flachenabweichungen wurden im Rahmen einer am 15.09.2009 auf der erstgenannten und am 19.09.2012 auf der
zweitgenannten Alm durchgefihrten Vor-Ort-Kontrolle festgestellt.

2. Beweiswurdigung:
Die Feststellungen ergeben sich aus dem Verwaltungsakt und blieben materiell unbestritten.

Die Feststellungen zu der auf der AIm vorhandenen Futterflache ergeben sich aus in den Jahren 2009 und 2012
erfolgten Vor-Ort-Kontrollen, der die beschwerdefuhrende Partei nicht materiell (somit schlagbezogen) entgegen
getreten ist, sondern nur allgemeine, zu wenig konkretisierte Ausfihrungen entgegensetzte. Das Rechtsmittel enthalt
keine konkreten Hinweise, welche Kontrollfehler auf den beiden genannten Almen im Zuge der Vor-Ort-Kontrollen
2009 und 2012 aufgetreten sein sollen. Dem Argument, dass die Ergebnisse einer im Jahr 2005 auf der zweitgenannten
Alm durchgefiihrten Vor-Ort-Kontrolle im Bescheid nicht berlcksichtigt worden seien, war dabei nicht ndherzutreten,
da sich die Bewirtschaftungs- und Vegetationsverhaltnisse im alpinen Gelande jahrlich dandern kdnnen und eine in der
Vergangenheit durchgefihrte Vor-Ort-Kontrolle keine Rickschlisse auf zuklnftige Gegebenheiten zuldsst. Fir das
Gericht gab es somit keinen Grund, an den Ergebnissen der Vor-Ort-Kontrollen zu zweifeln und werden daher die
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Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen dem gegenstandlichen Erkenntnis zu Grunde gelegt.
3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Anwendbare Rechtsvorschriften:

Zur Zustandigkeit:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit.Gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die
Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit.

Gemald Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden.Gemaf Artikel
131, Absatz 2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.

Berufungen gegen Bescheide, die vor Ablauf des 31.12.2013 erlassen worden sind, gelten gemaRR § 3 Abs. 1 des
Bundesgesetzes betreffend den Ubergang zur zweistufigen Verwaltungsgerichtsbarkeit (Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Ubergangsgesetz VwGbk-UG) BGBI | 2013/33 in der im Beschwerdefall anzuwendenden Fassung als Beschwerden
gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG.Berufungen gegen Bescheide, die vor Ablauf des 31.12.2013 erlassen worden sind,
gelten gemé&R Paragraph 3, Absatz eins, des Bundesgesetzes betreffend den Ubergang zur zweistufigen
Verwaltungsgerichtsbarkeit (Verwaltungsgerichtsbarkeits-Ubergangsgesetz VwGbk-UG) BGBI rémisch eins 2013/33 in
der im Beschwerdefall anzuwendenden Fassung als Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG.

Gemall §8 6 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr. 55/2007 i. d.g.F., ist die AMA zustandige
Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister
far Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs
und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen
Marktordnungsrechts vorbehalt.GemaR Paragraph 6, Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 55 aus 2007, i. d.g.F., ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemall 8 1 AMA-Gesetz, BGBI. 376/1992 i.d.g.F., kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder
durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der
AMA unmittelbar als Bundesbehorde besorgt werden.GemalR Paragraph eins, AMA-Gesetz, Bundesgesetzblatt 376 aus
1992, i.d.g.F., kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von
Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehdrde
besorgt werden.

Gemal 8 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BYwGG), BGBI. | Nr. 10/2013 i.d.F. BGBI. | Nr. 24/2017, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist. Im gegenstandlichen Fall ist eine Entscheidung durch einen Senat nicht vorgesehen. Es liegt
somit  Einzelrichterzustandigkeit vor.GemaR  Paragraph 6, Bundesverwaltungsgerichtsgesetz  (BVWGG),
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 24 aus 2017,, entscheidet
das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung
durch Senate vorgesehen ist. Im gegenstandlichen Fall ist eine Entscheidung durch einen Senat nicht vorgesehen. Es
liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Gemall 8 17 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG),BGBI | Nr. 33/2013 i.d.g.F., sind, soweit in diesem
Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die
Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der
Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. 1961/194, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,BGBI. 1950/173, und des
Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, BGBI. 1984/29, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen
in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemdal3 anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.Gemdl3 Paragraph
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17, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 33 aus 2013, i.d.g.F., sind, soweit in
diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Gber Beschwerden gemal3 Artikel 130, Absatz
eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die
Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. 1961/194, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,BGBI.
1950/173, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. 1984/29, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemald anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemaR & 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der malfigebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal3 Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mafRgebliche Sachverhalt
feststeht oder die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

GemaR § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRCQ),
ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.GemalR Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG kann von der
Durchfiihrung einer mundlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die
mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (MRK), noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europdischen Union
(GRC), ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.

In der Sache selbst:

Art. 36, 44 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln fur
Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr.
1453/2001, (EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, (EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr.
2358/71 und (EG) Nr. 2529/2001, ABI. L 270 vom 21.10.2003, S. 1 (im Folgenden VO (EG) 1782/2003) in der im
Beschwerdefall anzuwendenden Fassung lauten auszugsweise:Artikel 36, 44, der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,
des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln flr Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der
Verordnungen (EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452 aus 2001,, (EG) Nr. 1453 aus 2001,, (EG) Nr. 1454 aus 2001,, (EG) Nr.
1868/94, (EG) Nr. 1251 aus 1999,, (EG) Nr. 1254 aus 1999,, (EG) Nr. 1673 aus 2000,, (EWG) Nr. 2358/71 und (EG) Nr. 2529
aus 2001,, Amtsblatt L 270 vom 21.10.2003, S. 1 (im Folgenden VO (EG) 1782 aus 2003,) in der im Beschwerdefall
anzuwendenden Fassung lauten auszugsweise:

"Artikel 36
Zahlungen

(1) Die Beihilfen im Rahmen der Betriebspramienregelung werden auf der Grundlage der Zahlungsanspriiche nach
Kapitel 3 flr eine entsprechende Hektarzahl beihilfefahiger Flachen im Sinne des Artikels 44 Absatz 2 gezahlt.

[]
Artikel 44
Nutzung der Zahlungsanspriche

(1) Jeder Zahlungsanspruch gibt zusammen mit je einem Hektar beihilfefahiger Flache Anspruch auf Zahlung des mit
dem Zahlungsanspruch festgesetzten Betrags.
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(2) Eine "beihilfefahige Flache" ist jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs, die als Ackerland oder Dauergrinland
genutzt wird, ausgenommen die fur Dauerkulturen, Walder oder nicht landwirtschaftliche Tatigkeiten genutzten
Flachen.

(3) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Flache fir jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AuBer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlichen Umstédnden stehen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber flr einen Zeitraum von mindestens zehn Monaten zur Verfligung, beginnend an einem von den
Mitgliedstaaten festzulegenden Zeitpunkt, der jedoch nicht vor dem 1. September des Kalenderjahres liegt, das dem

Jahr, in dem der Antrag auf Gewahrung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde, vorausgeht.

(4) Die Mitgliedstaaten kénnen unter ordnungsgemal begrindeten Umstdnden den Betriebsinhaber ermdchtigen,
seine Anmeldung zu andern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der

einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

Art. 50, 51, 68 und 73 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21. April 2004 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln fur
Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe, ABI. L 141, 30.4.2004, S. 18 (im Folgenden VO (EG) 796/2004) in der im Beschwerdefall
anzuwendenden Fassung lauten auszugsweise:Artikel 50, 51, 68 und 73 der Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004, der
Kommission vom 21. April 2004 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur
Modulation und zum Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, des
Rates mit gemeinsamen Regeln flr Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten
Stutzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe, Amtsblatt L 141, 30.4.2004, S. 18 (im Folgenden VO (EG)
796 aus 2004,) in der im Beschwerdefall anzuwendenden Fassung lauten auszugsweise:

"Artikel 50
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

1. Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen
far Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemal? Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, die
ermittelte Flache einer Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der Berechnung des
Beihilfebetrags die angegebene Flache bertcksichtigt.1. Liegt im Fall von Beihilfeantrdagen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemal Titel
rémisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, die ermittelte Flache einer Kulturgruppe
Uber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die angegebene
Flache berucksichtigt.

2. Ergibt sich bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung eine Abweichung zwischen den
angemeldeten Zahlungsansprichen und der angemeldeten Fldche so wird, unbeschadet der gemaR den Artikeln 51
und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschltsse aufgrund der tatsachlich ermittelten Flache, fur die Berechnung
der Zahlung die niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt.

3. Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flaichenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen
fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, die im
Sammelantrag angegebene Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe,
unbeschadet der gemaR den Artikeln 51 und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der
far diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet. [ ]3. Liegt im Fall von Beihilfeantrdagen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaf Titel
romisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, die im Sammelantrag angegebene Flache
Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaR den Artikeln 51 und
53 vorzunehmenden Kuirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache
berechnet. []

Artikel 51

Kiirzungen und Ausschliisse in Fallen von Ubererkldrungen



(1) Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der flachen-bezogenen Beihilferegelungen,
ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, tber der gemald Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der vorliegenden Verordnung
ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der
festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz Uber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der
ermittelten Fldche ausmacht.(1) Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fur die Zwecke der flachen-
bezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel
rémisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Gber der gemal3 Artikel 50 Absatze 3, 4 und
5 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache,
gekurzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz tGber 3 % oder 2 ha liegt, aber

nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die festgestellte Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine

flachenbezogene Beihilfe gewahrt.

(2) Liegt in Bezug auf die ermittelte Gesamtflache, fur die ein Sammelantrag auf Beihilfegewahrung, ausgenommen die
Beihilfen flr Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003, gestellt wird, die angegebene Flache um mehr als 30 % Uber der gemaf Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der
vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird im laufenden Kalenderjahr keine Beihilfe im Rahmen der
betreffenden Beihilferegelungen, auf die der Betriebsinhaber gemal3 Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der vorliegenden
Verordnung Anspruch gehabt hatte, gewdhrt.(2) Liegt in Bezug auf die ermittelte Gesamtflache, fur die ein
Sammelantrag auf Beihilfegewahrung, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR
Titel romisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, gestellt wird, die angegebene Flache
um mehr als 30 % Uber der gemal’ Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so
wird im laufenden Kalenderjahr keine Beihilfe im Rahmen der betreffenden Beihilferegelungen, auf die der
Betriebsinhaber gemal Artikel 50 Absétze 3, 4 und 5 der vorliegenden Verordnung Anspruch gehabt hatte, gewahrt.

Liegt die Differenz Uber 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Héhe eines Betrags, der der Differenz
zwischen der angegebenen Flache und der nach Artikel 50 Absatze 3 bis 5 ermittelten Flache entspricht, von der
Beihilfegewahrung auszuschliel3en.

[]
Artikel 68

Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.(1) Die in
Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.

[]
Artikel 73

Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdgen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemald
Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet.

[]

(4) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurtickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist.



(5) Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und
dem Tag, an dem der Beglnstigte von der zustandigen Behorde erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt

wurde, mehr als zehn Jahre vergangen sind.

Der in Unterabsatz 1 genannte Zeitraum wird jedoch auf vier Jahre verkirzt, wenn der Begunstigte in gutem Glauben
gehandelt hat.

(6) Fur Betrage, die aufgrund von Kirzungen und Ausschlissen gemald den Bestimmungen des Artikels 21 und des
Titels IV zurlckgezahlt werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.(6) Fur Betrage, die aufgrund von
Kirzungen und Ausschlissen gemal3 den Bestimmungen des Artikels 21 und des Titels rémisch vier zurtickgezahlt

werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.
(7) Die Absatze 4 und 5 gelten nicht bei Vorschussen."

Art. 3 der VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18.12.1995 Uber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europaischen Gemeinschaften lautet:Artikel 3, der VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18.12.1995 uber den

Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften lautet:
"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaRigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine klrzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei
Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
Unregelmaligkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum
endgultigen Abschluss des Programms.

Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behdrde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung

beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne dass die zustandige Behdrde eine Sanktion verhdngt hat; ausgenommen sind die Falle,

in denen das Verwaltungsverfahren gemal Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."

Gemal? 8 3 der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Gber
eine auf ein geographisches Informationssystem gestitzte Flachenidentifizierung (INVEKOS-GIS-Verordnung), BGBI. I
Nr. 335/2004, bedeuten:Gemald Paragraph 3, der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft Uber eine auf ein geographisches Informationssystem gestutzte Flachenidentifizierung
(INVEKOS-GIS-Verordnung), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 335 aus 2004,, bedeuten:

1. Feldstlick: eine eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer
Nutzungsart gemald 8 7, die zur Ganze innerhalb oder aulRerhalb des benachteiligten Gebietes liegt.1. Feldsttick: eine
eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer Nutzungsart gemaf}

Paragraph 7,, die zur Ganze innerhalb oder auBerhalb des benachteiligten Gebietes liegt.

2. Grundsttick: jener Teil einer Katastralgemeinde, der im Grenzkataster oder im Grundsteuerkataster als solcher mit

einer eigenen Nummer bezeichnet ist.

3. Grundstulcksanteil am Feldsttck: jener Flachenanteil eines Grundstlickes, der zu einem bestimmten Feldstlck

gehort.

4. Schlag: eine zusammenhdngende Flache auf einem Feldstlick, die fiir eine Vegetationsperiode mit nur einer Kultur

bewirtschaftet wird oder auf der jegliche Kultur fehlt.

Gemald § 5 der INVEKOS-GIS-Verordnung erfolgen Flachenangaben zum Feldstiick, Grundstlicksanteil am Feldsttick
und Schlag ausgehend von der ermittelten Grundsticksflache. Das Ausmaf} der Flache ist jeweils fir die tatsachlich
genutzte Flache zu ermitteln. Nicht beihilfefahige Flachen wie insbesondere fur Weg- oder Gebaudeflachen sind von
der Grundstucksflache abzuziehen, ebenso Hecken, Graben, Geholze oder Mauern, soweit in Abs. 2 nicht anderes
geregelt ist.Gemall Paragraph 5, der INVEKOS-GIS-Verordnung erfolgen Flachenangaben zum Feldstlck,
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Grundstucksanteil am Feldstiick und Schlag ausgehend von der ermittelten Grundstuicksflache. Das Ausmal3 der Flache
ist jeweils fur die tatsachlich genutzte Flache zu ermitteln. Nicht beihilfefahige Flachen wie insbesondere fur Weg- oder
Gebaudeflachen sind von der Grundstuicksflache abzuziehen, ebenso Hecken, Graben, Geholze oder Mauern, soweit in
Absatz 2, nicht anderes geregelt ist.

Zu A):
3.2. Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

1. Im vorliegenden Fall wurde im Hinblick auf das Antragsjahr 2008 eine Differenz zwischen beantragter und ermittelter
von Uber 3% und bis 20 % der ermittelten Flache festgestellt.

Aus diesem Grund ware gemald Art. 51 VO (EG) 796/2004 auf der Grundlage der ermittelten Flache der Beihilfebetrag
um das Doppelte der Differenzflache zu kirzen gewesen. Von der Sanktion wurde jedoch von der Behérde auf Grund
des von ihr angenommenen Verstreichens der vierjdhrigen Verjahrungsfrist abgesehen. Somit ist durch das
erkennende Gericht nicht auf jene Ausfiihrungen der Beschwerde einzugehen, welche sich mit dem Verschulden der
Antragstellerin und somit mit der - nicht verhangten - Sanktion befassen.Aus diesem Grund ware gemal Artikel 51, VO
(EG) 796 aus 2004, auf der Grundlage der ermittelten Flache der Beihilfebetrag um das Doppelte der Differenzflache zu
kirzen gewesen. Von der Sanktion wurde jedoch von der Behodrde auf Grund des von ihr angenommenen
Verstreichens der vierjdhrigen Verjahrungsfrist abgesehen. Somit ist durch das erkennende Gericht nicht auf jene
Ausfihrungen der Beschwerde einzugehen, welche sich mit dem Verschulden der Antragstellerin und somit mit der -
nicht verhangten - Sanktion befassen.

2. Grundsétzlich ist darauf zu verweisen, dass Art 58 VO (EU) 1306/2013 und &hnlich bisher Art 9 VO (EG) 1290/2005 die
Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften
sowie alle sonstigen MalRnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu
gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Betrage zuziglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn
notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Art 73 Abs 1 VO (EG) 796/2004 festgelegt.
Aus Vorgangerbestimmungen leitete der Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Rickforderung von zu
Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, C-304/00, Strawson (Farms) Ltd. und J.A.
Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unbericksichtigt bleiben durfen. Auch
der Verwaltungsgerichtshof hat ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehdérden insbesondere berechtigt und
verpflichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die
Betriebspramien in einer bestimmten Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzudndern
(VWGH 9.9.2013, 2011/17/0216).2. Grundsétzlich ist darauf zu verweisen, dass Artikel 58, VO (EU) 1306 aus 2013, und
ahnlich bisher Artikel 9, VO (EG) 1290 aus 2005, die Mitgliedstaaten verpflichten, im Rahmen der Gemeinsamen
Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen Malinahmen zu erlassen, um einen
wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte
Betrage zuzlglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies
wurde auch in Artikel 73, Absatz eins, VO (EG) 796 aus 2004, festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete der
Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Rickforderung von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den
Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, C-304/00, Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass
aktuelle Kontrollergebnisse nicht unbertcksichtigt bleiben durfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat
ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehérden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht
entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten
Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern (VwGH 9.9.2013, 2011/17/0216).

Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Art 73 Abs 4 VO (EG) 796/2004 geregelten Grundsatz des
Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behdérdenirrtum vor, weil fehlerhafte
Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den Antragsteller die
Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalle trifft, ist es an ihm gelegen, in
Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl VwGH 7.10.2013,
2013/17/0541). Dass der Beschwerdefiihrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von
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ihm nicht belegt.Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Artikel 73, Absatz 4, VO (EG) 796 aus 2004, geregelten
Grundsatz des Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der
vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behd&rdenirrtum vor, weil
fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den
Antragsteller die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmale trifft, ist es an ihm
gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefadhige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH
7.10.2013, 2013/17/0541). Dass der Beschwerdeflhrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat,
wurde von ihm nicht belegt.

Daran andert auch nichts, dass die fehlerhaften Flachenangaben nicht vom Beschwerdefuhrer selbst, sondern vom
Almbewirtschafter in seinem Mehrfachantrag-Flachen gemacht wurden. Wie der Beschwerdeflhrer in seiner
Beschwerde samt Judikaturnachweis selbst anfuhrt, ist der AlImbewirtschafter Verwalter und Prozessbevollmachtigter
des Almauftreibers, der u.a. auch zur Antragstellung fiir den Auftreiber bevollmachtigt ist. Seine Handlungen sind dem
Beschwerdeflihrer daher zuzurechnen (VWGH 17.6.2009, 2008/17/0224).

3. Im vorliegenden Fall ist ein Ermittlungsverfahren entsprechend den unionsrechtlichen Vorgaben erfolgt. Zusatzlich
wurden auf der erst- und zweitgenannten Alm Vor-Ort-Kontrollen durchgefihrt und im Rahmen selbiger der dem
gegenstandlichen Fall zugrundeliegende Sachverhalt ermittelt. Es gilt das unbedingte Gebot der Rickforderung von zu
Unrecht gewahrten Pramien, was auch vom EuGH bestatigt wurde. Folge daraus ist, dass neue Kontrollergebnisse nicht
unberucksichtigt bleiben durfen. Es erfolgt die Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines
Antrages des Beihilfeempfangers. Aus den rechtlichen Vorgaben ergibt sich lediglich die Festsetzung des Hochstmales
an beihilfefahiger Flache (Referenzparzelle) durch die Zahlstelle oder durch von dieser beauftragten Einrichtungen.
Diese erfolgte jedoch unter verpflichtender Mitwirkung durch den Antragsteller und befreit diesen nicht von der
Verpflichtung, richtige und vollstandige Angaben zu machen. Wie der Europaische Gerichtshof in seinem Urteil in der
Rechtssache C-304/00 (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00, Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 43) festgestellt
hat, sind die Behdrden nicht verpflichtet und auch gar nicht in der Lage, die Richtigkeit sémtlicher Angaben in den bei
ihnen eingereichten Beihilfeantragen zu Uberprifen. Insbesondere erstrecken sich die Kontrollen vor Ort nur auf eine
signifikante Stichprobe der Antrage. Umso weniger kénnen die Behdrden dazu verpflichtet sein, die tatsachliche
beihilfefahige Flache in jedem einzelnen Fall vorweg selbst zu ermitteln. Vielmehr wurde im Fall des
Beschwerdefiihrers auf der erst- und zweitgenannten Alm eine Vor-Ort-Kontrolle durchgefiihrt und das Ergebnis vor
Bescheiderlassung dem Almbewirtschafter als Vertreter des Beschwerdefihrers zur Stellungnahme tUbermittelt.

4. Der BeschwerdefUhrer bringt vor, es liege ein Irrtum der Behdrde gemaR Art. 73 Abs. 4 der VO (EG) 796/2004 bzw.
Art. 80 Abs. 3 VO (EG) 1122/2009 vor, da diese bei friheren Prifungen zu anderen, hdheren Flachenfeststellungen
gelangt sei und sich der Antragsteller daran orientiert habe. Der in der zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des
Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Ruckforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch aufgrund des klaren
Wortlautes der Bestimmung kein Behordenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare des
Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutgldubiger Erwerb der zu Unrecht
ausbezahlten Forderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier skizzierte Bestimmung den
Vertrauensschutz abschlieBend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).4. Der Beschwerdefuhrer bringt
vor, es liege ein Irrtum der Behorde gemal Artikel 73, Absatz 4, der VO (EG) 796 aus 2004, bzw. Artikel 80, Absatz 3, VO
(EG) 1122 aus 2009, vor, da diese bei friheren Prifungen zu anderen, héheren Flachenfeststellungen gelangt sei und
sich der Antragsteller daran orientiert habe. Der in der zitierten Bestimmung geregelte Grundsatz des
Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Ruckforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch aufgrund des klaren
Wortlautes der Bestimmung kein Behordenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphdre des
Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutgldubiger Erwerb der zu Unrecht
ausbezahlten Forderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier skizzierte Bestimmung den
Vertrauensschutz abschlieRend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).

5. Die Beschwerdebehauptung, es liege ein Irrtum der Behérde durch Anderung von Messsystem bzw.
Messgenauigkeit vor, weil es ab dem Mehrfachantrag-Flachen 2010 zu einer Umstellung des Messsystems von dem bis
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dahin geltenden System unter anderem mit 30%-Schritten ("Almleitfaden 2000") zur verpflichtenden digitalen
Flachenermittlung unter anderem mit 10%-Schritten gekommen sei, trifft nicht zu. Es trifft auch nicht zu, dass sich die
relevante Futterfliche allein durch die Anderung des Messsystems ohne Verdnderungen des Naturzustandes und
ohne Anderungen der Bewirtschaftungsverhiltnisse gedndert habe:

Nach den oben angefuhrten Rechtsvorschriften ist nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen
bestandene Flachen kénnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter
denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Fldchen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung
nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verfliigung, der die Ermittlung der
Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung
des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche unter Biumen, eine Abschitzung in Prozentschritten
vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise mit Pflanzen bewachsene Flachen, die keine Grinfutterpflanzen sind, oder Geréliflachen
und Gewasser, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur
die beihilfefahigen Flachen zu beantragen. Darauf wurde im Almleitfaden auch hingewiesen (vgl. Pkt. 4 des
Almleitfadens "Praktische Ermittlung der Almfutterflache").Nach den oben angefiihrten Rechtsvorschriften ist nur die
tatsachlich genutzte Futterflaiche beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kdnnen nur insoweit beantragt
werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000
einen Leitfaden zur Verfigung, der die Ermittlung der Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In
diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche
unter Baumen, eine Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der nach Abzug der
Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise mit Pflanzen bewachsene
Flachen, die keine Grinfutterpflanzen sind, oder Gerdliflichen und Gewasser, wurde keine spezielle Vorgangsweise
vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefdhigen Flachen zu beantragen. Darauf
wurde im Almleitfaden auch hingewiesen vergleiche Pkt. 4 des Almleitfadens "Praktische Ermittlung der
Almfutterflache").

Im Jahr 2010 stellte die AMA Uber die Bezirksbauernkammer fir die Berechnung des sogenannten NLN-Faktors (= die
nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschatzung des
Uberschirmungsgrades die Abschatzung der (brigen unproduktiven Flache in 10%-Schritten erfolgen konnte. Dies
stellte die Zurverfligungstellung eines zusétzlichen Hilfsmittels fiir die Antragsteller dar, aber keine Anderung eines
Messsystems oder einer Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte naturgemal mit der
verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern
daraus dem Beschwerdeflhrer ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen.
Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle beruhen nicht (ausschlieBlich) auf einem verbesserten Luftbild, sondern
insbesondere auf einer Begutachtung der Alm vor Ort. Ein Irrtum der Behorde ist darin nicht erkennbar.

6. Das Vorbringen des Beschwerdefuihrers, gemald Art. 19 VO (EG) 796/2004 kdnne ein Beihilfeantrag nach seiner
Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn die zustandige Behorde offensichtliche Irrtimer anerkenne, Uberzeugt
nicht. Beim hier zu beurteilenden Beschwerdefall wurde ein grof3eres Futterflaichenausmall beantragt, als die Alm
tatsachlich umfasst, weshalb von einer Ubererklérung im Sinne des Art. 51 der VO (EG) 796/2004 auszugehen ist. Diese
Ubererkldrung war auch nicht ohne weiteres erkennbar, enthielt doch der der Behérde erster Instanz vorliegende
Beihilfeantrag keinerlei Anhaltspunkte fur eine Erkennbarkeit einer irrtimlichen Angabe. Grundsatzliche
Voraussetzung fur die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist aber die Widersprichlichkeit des Antrages in
sich, die einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstlrze. Da auch sonst keine Umstande
zu Tage getreten sind, die der Behdrde zur Zeit der Erledigung des Antrages bekannt waren oder hatten bekannt sein
mussen, aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich gewesen ware, hat die belangte Behorde zutreffend
angenommen, dass Art. 19 VO (EG) 796/2004 nicht greift (vgl. VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216; 26.03.2010,
2009/17/0069).6. Das Vorbringen des Beschwerdefuihrers, gemal Artikel 19, VO (EG) 796 aus 2004, kdnne ein
Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn die zustandige Behorde offensichtliche
Irrtimer anerkenne, Uberzeugt nicht. Beim hier zu beurteilenden Beschwerdefall wurde ein gréReres
FutterflichenausmaR beantragt, als die Alm tatsachlich umfasst, weshalb von einer Ubererklarung im Sinne des Artikel
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51, der VO (EG) 796 aus 2004, auszugehen ist. Diese Ubererklérung war auch nicht ohne weiteres erkennbar, enthielt
doch der der Behodrde erster Instanz vorliegende Beihilfeantrag keinerlei Anhaltspunkte fur eine Erkennbarkeit einer
irrtmlichen Angabe. Grundsatzliche Voraussetzung fir die Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums ist aber die
Widerspruchlichkeit des Antrages in sich, die einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa
Ziffernsturze. Da auch sonst keine Umstande zu Tage getreten sind, die der Behdrde zur Zeit der Erledigung des
Antrages bekannt waren oder hatten bekannt sein mussen, aus denen ein Irrtum bei der Antragstellung ersichtlich
gewesen ware, hat die belangte Behdrde zutreffend angenommen, dass Artikel 19, VO (EG) 796 aus 2004, nicht greift
vergleiche VwWGH 09.09.2013, 2011/17/0216; 26.03.2010, 2009/17/0069).

7. Nicht einzugehen war auf den Einwand bezlglich der Nichtberucksichtigung von Landschaftselementen, da der
Beschwerdefiihrer es unterldsst, darzulegen, zu welchem anderen Ergebnis die Berlicksichtigung dieser
Gegebenheiten hatte fuhren koénnen (vgl. VwGH 07.10.2013, 2012/17/0165; 17.11.2014,2013/17/0111).7. Nicht
einzugehen war auf den Einwand bezlglich der Nichtberlcksichtigung von Landschaftselementen, da der
Beschwerdefiihrer es unterldsst, darzulegen, zu welchem anderen Ergebnis die Berlicksichtigung dieser
Gegebenheiten hatte fihren kénnen vergleiche VwGH 07.10.2013, 2012/17/0165; 17.11.2014,2013/17/0111).

8. Zum Beweisantrag, es modgen dem Antragsteller samtliche Prifberichte zur Stellungnahme Gbermittelt werden, ist
festzustellen, dass samtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage flr die Gewdhrung der Beihilfe darstellen, dem
Landwirt oder dem Almobmann als seinem Vertreter online im Rahmen der Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur
Verflgung stehen, soweit diese nicht ohnehin personlich zugestellt werden (§8 10 INVEKOS-GIS-Verordnung).8. Zum
Beweisantrag, es mogen dem Antragsteller samtliche Prufberichte zur Stellungnahme Ubermittelt werden, ist
festzustellen, dass samtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage flr die Gewdhrung der Beihilfe darstellen, dem
Landwirt oder dem Almobmann als seinem Vertreter online im Rahmen der Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur
Verflgung stehen, soweit diese nicht ohnehin persdnlich zugestellt werden (Paragraph 10, INVEKOS-GIS-Verordnung).

9. Aus den Ubermittelten Erklarungen gemaR§ 8i MOG ist flr den Beschwerdefiihrer insofern nichts zu gewinnen, als
keine Sanktionen verhdngt wurden und die Frage des Verschuldens (fur welche die Erklarung gemaf3 § 8i MOG relevant
ist) somit nicht weiter zu thematisieren war.9. Aus den Ubermittelten Erklarungen gemaf Paragraph 8 i, MOG ist fur
den Beschwerdeflhrer insofern nichts zu gewinnen, als keine Sanktionen verhangt wurden und die Frage des
Verschuldens (fur welche die Erklarung gemafl Paragraph 8 i, MOG relevant ist) somit nicht weiter zu thematisieren
war.

10. Der Antrag auf Erlassung eines Feststellungsbescheides betreffend die Referenzalmflache geht im Hinblick auf die
standige Judikatur des VWGH ins Leere. Dieser hat die Zulassigkeit eines Feststellungsbescheides verneint, wenn die fur
die Feststellung maRgebende Rechtsfrage im Rahmen eines anderen gesetzlich vorgezeichneten
Verwaltungsverfahrens zu entscheiden ist, wobei insbesondere auch die Mdglichkeit der Erlassung eines
Leistungsbescheides der Zuldssigkeit eines Feststellungsbescheides entgegensteht (VwGH 23.01.2014, 2013/07/0133
unter Verweis auf VWGH 25.04.1996, 95/07/0216).

11. Zum Vorbingen betreffend Verjahrung der Rickzahlungsverpflichtung ist zunachst auf die VO (EG) 796/2004
hinzuweisen, die spezielle Verjahrungsbestimmungen in Art. 73 Abs. 5 enthalt. Danach gilt die Verpflichtung zur
Ruckzahlung von zu Unrecht gezahlten Beitragen nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und dem Tag,
an dem der Begunstigte erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt wurde, mehr als 10 Jahre bzw. bei gutem
Glauben mehr als 4 Jahre vergangen sind. Neben dieser sektorbezogenen Regelung findet aber auch Art. 3 Abs. 1 der
"horizontalen" VO (EG) 2988/95 Anwendung, die generell fur UnregelmaRigkeiten in Bezug auf das Gemeinschaftsrecht
und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktorganisation gilt (VwGH 07.10.2013, 2012/17/0182; vgl.
Busse/Haarstrich, Agrarforderrecht,11. Zum Vorbingen betreffend Verjahrung der Ruckzahlungsverpflichtung ist
zunachst auf die VO (EG) 796 aus 2004, hinzuweisen, die spezielle Verjahrungsbestimmungen in Artikel 73, Absatz 5,
enthalt. Danach gilt die Verpflichtung zur Rickzahlung von zu Unrecht gezahlten Beitragen nicht, wenn zwischen dem
Tag der Zahlung der Beihilfe und dem Tag, an dem der Beglinstigte erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt
wurde, mehr als 10 Jahre bzw. bei gutem Glauben mehr als 4 Jahre vergangen sind. Neben dieser sektorbezogenen
Regelung findet aber auch Artikel 3, Absatz eins, der "horizontalen" VO (EG) 2988/95 Anwendung, die generell fir
Unregelmaligkeiten in Bezug auf das Gemeinschaftsrecht und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen
Marktorganisation gilt (VwGH 07.10.2013, 2012/17/0182; vergleiche Busse/Haarstrich, Agrarforderrecht,
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S. 80). GemaR dieser Bestimmung beginnt die Verjahrungsfrist bei andauernden oder wiederholten
UnregelmaBigkeiten erst an dem Tag zu laufen, an dem die UnregelmaRigkeit beendet wird. Liegt eine falsche
Flachenangabe bei der Einreichung der Mehrfachflachenantrage fur mehrere Jahre vor, so liegt eine wiederholte
Unregelmaligkeit vor und beginnt die Verjahrungsfrist erst mit Einbringung des letzten fehlerhaften
Mehrfachflachenantrags zu laufen (vgl. VG Hannover, 30.11.2007, 11 A 4535/06; ansatzweise VwGH 07.10.2013,
2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fur Rlckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrdge als auch fur
verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.06.2004, Rs C-278/02 Handlbauer).S. 80). Gemal3 dieser Bestimmung
beginnt die Verjahrungsfrist bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten erst an dem Tag zu laufen, an
dem die UnregelmaBigkeit beendet wird. Liegt eine falsche Flachenangabe bei der Einreichung der
Mehrfachflachenantrage fir mehrere Jahre vor, so liegt eine wiederholte UnregelmaRigkeit vor und beginnt die
Verjahrungsfrist erst mit Einbringung des letzten fehlerhaften Mehrfachflachenantrags zu laufen vergleiche VG
Hannover, 30.11.2007, 11 A 4535/06; ansatzweise VwGH 07.10.2013, 2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fur
Rackforderungen zu Unrecht geleisteter Betrage als auch fur verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.06.2004, Rs
C-278/02 Handlbauer).

Im gegenstindlichen Beschwerdefall wurde die Ubererkldrung hinsichtlich der erst- und der zweitgenannten Alm im
Jahr 2009 fortgesetzt. Die Verjahrungsfrist begann daher frihestens mit der Antragstellung 2009 zu laufen. Am
15.09.2009 fand auf der erstgenannten Alm, am 19.09.2012 auf der zweitgenannten Alm eine Vor-Ort-Kontrolle durch
die AMA statt, durch die die Verjahrungsfrist hinsichtlich der auf diesen Almen festgestellten UnregelmaBigkeiten
unterbrochen wurde (vgl. VWGH 29.05.2015, 2012/17/0198). Die Verjahrungsfrist war daher im Zeitpunkt der Erlassung
des angefochtenen Bescheides am 30.10.2013 nicht abgelaufen und die Rickzahlungsverpflichtung deshalb nicht
verjahrt.Im gegenstindlichen Beschwerdefall wurde die Ubererkldrung hinsichtlich der erst- und der zweitgenannten
Alm im Jahr 2009 fortgesetzt. Die Verjahrungsfrist begann daher frihestens mit der Antragstellung 2009 zu laufen. Am
15.09.2009 fand auf der erstgenannten Alm, am 19.09.2012 auf der zweitgenannten Alm eine Vor-Ort-Kontrolle durch
die AMA statt, durch die die Verjahrungsfrist hinsichtlich der auf diesen Almen festgestellten UnregelmaRigkeiten
unterbrochen wurde vergleiche VwWGH 29.05.2015, 2012/17/0198). Die Verjahrungsfrist war daher im Zeitpunkt der
Erlassung des angefochtenen Bescheides am 30.10.2013 nicht abgelaufen und die Rickzahlungsverpflichtung deshalb
nicht verjahrt.

Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht.

12. Von der Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung konnte abgesehen werden, da das Verfahren ausschlielich
rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht materiell bestritten wurden. Das Gericht konnte so
aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art. 47
GRC bedeutet hatte (VWGH 20.3.2014,2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die
Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der
vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat (vgl. EUGH Urteil vom 27. Juni 2013,C-93/12 Agrokonsulting).12. Von der
Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung konnte abgesehen werden, da das Verfahren ausschlief3lich rechtliche
Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht materiell bestritten wurden. Das Gericht konnte so aufgrund des
schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK oder Artikel 47,
GRC bedeutet hatte (VWGH 20.3.2014,2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die
Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der
vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche EuGH Urteil vom 27. Juni 2013,C-93/12 Agrokonsulting).

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
3.3. Zu Spruchteil B:

Gemald § 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VWGG), BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaf3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist.
Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf Paragraph 25 a, Absatz eins, Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VWGG),
Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die vorliegende Entscheidung von der
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Rechtsprechung des VWGH ab, noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung. Zur Ruckforderungsverpflichtung im
Fall der Feststellung von Flachenabweichungen im Rahmen einer Vor-Ort-Kontrolle liegt vielmehr mittlerweile eine
Reihe von Entscheidungen des VwGH vor; vgl. dazu grundlegend VwGH 20.07.2011, 2007/17/0164. Zur
Mitwirkungspflicht der Antragsteller bei der Ermittlung des Sachverhalts kann exemplarisch auf VwGH 15.09.2011,
2011/17/0123 verwiesen werden.Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die vorliegende Entscheidung von der Rechtsprechung des VWGH ab, noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung.
Zur Ruckforderungsverpflichtung im Fall der Feststellung von Flachenabweichungen im Rahmen einer Vor-Ort-
Kontrolle liegt vielmehr mittlerweile eine Reihe von Entscheidungen des VwWGH vor; vergleiche dazu grundlegend VwGH
20.07.2011,2007/17/0164. Zur Mitwirkungspflicht der Antragsteller bei der Ermittlung des Sachverhalts kann
exemplarisch auf VwGH 15.09.2011, 2011/17/0123 verwiesen werden.
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Mitwirkungspflicht, Pramienfahigkeit, Pramiengewahrung,
Ruckforderung, Stichproben, UnregelmaRigkeiten, Verjahrung,
Verjahrungsfrist, Verschulden, Vollmacht, Zahlungsanspriche
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